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Bauleitplanung der Stadt Bad Neuenahr-Ahrweiler; 
Aufstellung des Bebauungsplans „Teilabschnitt Hauptstraße“ 
 
Ihr Schreiben vom 03.05.2023, Az.: 2.1-13 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
von dem o.g. Bebauungsplan werden aus unserer Sicht folgende Belange berührt: 
 
1.) Landesplanung/Städtebau 
Inwiefern das Ziel I.1. des Bundesraumordnungsplans Hochwasser gemäß unserem Rundschreiben 
vom 28.04.23 zu beachten ist, bitten wir in eigener Zuständigkeit zu prüfen und ggfls. zu dokumen-
tieren. 
Im Übrigen nehmen wir im Rahmen der noch zu beantragenden landesplanerischen Stellungnahme 
zur Änderung des Flächennutzungsplans Stellung. 
 
2.) Naturschutz 
Die z. Zt. brachliegende innerstädtische Fläche an der Hauptstraße in Bad Neuenahr soll durch Auf-
stellung eines Bebauungsplans zu einer gemischten Bebauung aus Einzelhandelsflächen und einer 
Wohnbebauung in den Obergeschossen entwickelt werden.   
Der geplante Bebauungsplan liegt im Bereich der Ergänzungssatzung zur Begrünung baulicher An-
lagen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile nach § 34 BauGB. Dies ist in den Textli-
chen Festsetzungen bereits berücksichtigt. 
Aufgrund des nassen Frühjahrs kann es auf der Fläche zu einer temporären Entstehung von Kleinst-
gewässern und Mulden kommen, die von Amphibien u.a. als Fortpflanzungsstätten genutzt werden 
können. Sollte dies vor Baubeginn der Fall sein, sind die Artenschutzrechtlichen Vorschriften des 
§ 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu beachten.  
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Darüber hinaus werden Festsetzungen zur Pflanzung von Bäumen und Gehölzen als Ergänzung zu 
den benannten im kleineren Umfang geschaffenen Lebensräumen durch offene Gartenbereiche (vgl. 
Begründung - Teil I, S. 21) empfohlen. 
 
3.) Wasserwirtschaft 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen aus wasserrechtlicher Sicht keine Beden-
ken. Die Textfestsetzungen weisen auf das Heilquellenschutzgebiet „Bad Neuenahr“ hin, wobei hier 
lediglich der Austritt von kohlesäurehaltigem Wasser thematisiert wird.  
Allerdings regelt die Rechtsverordnung zum Heilquellenschutzgebiet auch Anzeige- bzw. Genehmi-
gungspflichten bei Bodeneingriffen ab einer Tiefe von 3 m bzw. 5 m. Dies könnte z.B. für den Bau 
von Tiefgaragen oder Geothermieanlagen relevant sein. 
Um Missverständnissen vorzubeugen sollte daher in den Festsetzungen auch hierauf eingegangen 
werden. 
 
4.) Abfallwirtschaft 
Die Erschließung des Plangebietes - insbesondere auch die innere Erschließung - ist grundsätzlich 
so vorzusehen, dass die Straßen durch Müllfahrzeuge zum Zwecke der Abfallentsorgung befahren 
werden können.  
Von daher wird zunächst generell auf die Unfallverhütungsvorschriften „Müllbeseitigung“ und „Fahr-
zeuge“ (DGUV Vorschrift 43 und 70) sowie auf die Richtlinien für die Anlage von Straßen (RASt 06) 
verwiesen. Des Weiteren sind die Vorgaben der DGUV Information 214-033 der BG Verkehr zu 
beachten. Insbesondere haben Erschließungsstraßen mit Begegnungsverkehr, welche zum Zwecke 
der Abfallentsorgung durch Müllsammelfahrzeuge befahren werden sollen, eine Fahrbahnbreite von 
mindestens 5,50 m vorzuweisen, Erschließungsstraßen ohne Begegnungsverkehr müssen eine 
Fahrbahnbreite von mindestens 3,55 m aufweisen.  
In Stichstraßen sind entsprechend ausreichend dimensionierte Wendeanlagen für dreiachsige 
Müllsammelfahrzeuge vorzuhalten, da ein Rückwärtsfahren mit Müllsammelfahrzeugen grund-
sätzlich unzulässig ist, insbesondere wenn vorgenannte Mindestbreiten nicht eingehalten werden 
können. Außerdem dürfen einem erforderlichen Wendemanöver keine anderen rechtlichen oder tat-
sächlichen Hindernisse entgegenstehen.  
Ergänzend wird auf die in § 5 Abs. 16 der Satzung über die Vermeidung, Verwertung und Beseiti-
gung von Abfällen im Landkreis Ahrweiler (Abfallwirtschaftssatzung- AbfWS) vom 27.10.2017 in der 
Fassung der 2. Änderungssatzung vom 16.12.2022 enthaltene Regelung verwiesen:  
 
(16) Befahrbare Straße im Sinne dieser Satzung ist eine Straße, die so befestigt ist, dass sie mit 3-achsigen Entsorgungs-
fahrzeugen mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 26 t befahrbar ist und zudem in Übereinstimmung mit verkehrsrecht-
lichen Bestimmungen und mit Anforderungen der gesetzlichen Unfallversicherungsträger tatsächlich dauernd ohne unzu-
mutbare Gefährdung von einem Entsorgungsfahrzeug befahren werden kann. Dies ist nicht der Fall, wenn die für das 
Entsorgungsfahrzeug zur Verfügung stehende lichte Durchfahrtsbreite weniger als 3 m beträgt oder die lichte Höhe von 4 
m unterschreitet. Nicht durchgängige Straßen sind im Sinne dieser Satzung nur dann befahrbar, wenn ein für die Entsor-
gungsfahrzeuge ausreichender Wendeplatz für dreiachsige Müllfahrzeuge vorhanden ist und einem erforderlichen Wen-
demanöver keine anderen rechtlichen oder tatsächlichen Hindernisse entgegenstehen. Ist eine Straße nicht öffentlich ge-
widmet, ist diese nur befahrbar, wenn die o. g. Anforderungen erfüllt sind und zudem alle betreffenden Eigentümer die 
Überfahrtgenehmigung in das Privatgrundstück bzw. Privatstraße schriftlich erteilt haben. Der Abfallwirtschaftsbetrieb kann 
verlangen, dass die Überfahrtgenehmigung am Grundstück dinglich gesichert wird.  
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Grundsätzlich gilt, in allen Fällen, wo eine Befahrbarkeit für dreiachsige Müllfahrzeuge nicht gegeben ist, sind die Abfall-
behältnisse und auch Sperrabfall und Elektroaltgeräte an der nächsten für das Abfallsammelfahrzeug sicher befahrbaren 
Straße für die Abfuhr bereitzustellen.  

 
Altablagerungsstellen sind in dem unmittelbaren Planbereich nach hiesigen Informationen nicht zu 
verzeichnen. Parzellengenaue Auskünfte über Altlasten kann jedoch nur die SGD Nord erteilen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

 
Kemme 
















